
Satzung 
 

§ 1 Name, Sitz und Arbeitsgebiet 

1. Der Verein führt den Namen Mainfranken e.V.  Lohnsteuerhilfeverein.  
2. Der Verein hat seinen Sitz in 63739 Aschaffenburg und ist im Vereinsregister eingetragen. Der Sitz und die 
Geschäftsleitung des Vereins befinden sich in Aschaffenburg und damit im Bezirk der Aufsichtsbehörde. Die 
Unterhaltung von Beratungsstellen in auswärtigen Oberfinanzbezirken ist zulässig. Der Vorstand kann den Sitz des 
Vereines an einen anderen Ort seines Arbeitsgebietes verlegen. 
3. Das Arbeitsgebiet des Vereins ist die Bundesrepublik Deutschland. 
 

§ 2 Zweck des Vereins 

Der Verein ist eine Selbsthilfeeinrichtung von Arbeitnehmern, die sich ausschließlich auf die Hilfeleistung in 
Steuersachen für ihre Mitglieder im Rahmen des § 4 Ziffer 11 Steuerberatungsgesetz in der jeweils geltenden 

 
Sein Zweck ist nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet. Er erhebt kein besonderes Entgelt für die 
Hilfe in Steuersachen. 
Die Hilfe in Steuersachen wird sachgemäß, gewissenhaft und verschwiegen ausgeübt. Die Ausübung einer anderen 
wirtschaftlichen Tätigkeit in Verbindung mit der Hilfeleistung in Steuersachen ist nicht zulässig. 

§ 3 Mitglieder des Vereins 

Die Mitgliedschaft zum Verein steht allen Personen offen, für die der Verein nach dem Gesetz tätig werden darf. 
Andere Personen können nur insoweit Mitglied werden, als deren Mitgliedschaft dazu beiträgt, den gesetzlich 
festgelegten Vereinszweck zu verwirklichen. 

§ 4 Beginn der Mitgliedschaft 

Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die ihren Wohnsitz im Tätigkeitsbereiche des Vereins hat 
oder sich vorübergehend darin aufhält oder die zur Abgabe von Steuererklärungen in Deutschland berechtigt oder 
verpflichtet ist. Personen, die ihr Einkommen aus selbständiger Arbeit beziehen, können nur Mitglied werden, wenn 
ihre Mitgliedschaft dazu beiträgt den Vereinszweck zu fördern.  
Der Beitritt wird schriftlich oder in elektronischer Form (§§ 126 Abs. 3, 126a BGB) unter Verwendung der vom 
Vorstand vorgeschriebenen Formulare erklärt. Allen Beitrittswilligen sind vor Abgabe der Beitrittserklärung eine 
Satzung und eine Beitragsordnung bekannt zu geben und auf Wunsch nach Beitritt auszuhändigen. Die 
Mitgliedschaft kann auch für eine zurückliegende Zeit rückwirkend begründet werden. Über die Aufnahme 
entscheidet der Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht, eine Ablehnung ist unanfechtbar. Widerspricht der 
Vorstand dem Beitritt nicht innerhalb von drei Wochen nach Eingang in der Geschäftsleitung, so gilt die 
Mitgliedschaft als bestätigt. 
Nimmt ein Mitglied im Kalenderjahr nach Beendigung der Mitgliedschaft erneut die Hilfeleistung des Vereins in 
Anspruch, lebt hierdurch die Mitgliedschaft nur mit zusätzlicher schriftlicher Erklärung wieder auf. 
Mit Beitritt zum Verein und der Angabe ihrer E-Mail-Adresse erklären die Mitglieder ihre Zustimmung zur 
Erhebung, Nutzung und Speicherung ihrer personenbezogenen Daten und zur elektronischen Übermittlung an die 
zuständigen Behörden.  

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. Sofern Inhalt und Umfang einer aktiven 
Mitgliedschaft vertraglich geregelt sind, endet diese mit der Auflösung des Vertrages. 
Der Austritt ist nur auf das Ende eines Kalenderjahres möglich. Er erfolgt durch eine schriftliche, an den Vorstand 
des Vereins gerichtete Erklärung, die spätestens am 30. September zugegangen sein muss. Ein länger als drei Monate 
andauernder Beitragsrückstand kann vom Vorstand als Austrittserklärung gewertet werden. Die Verpflichtung des 
Mitglieds zur Zahlung des fälligen Beitrags bleibt davon unberührt. Der Ausschluss kann erfolgen, wenn eine 
Mitglied mit der Beitragszahlung länger als drei Monate in Rückstand ist oder wiederholt grob gegen die Satzung 
oder die Interessen des Vereins verstoßen hat. Über Austritt und Ausschluss entscheidet der Vorstand. Der 
Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich oder in Textform (§ 126b BGB) an die dem Verein letztbekannte Anschrift 
mitzuteilen. 
Durch Beschluss des Vorstandes kann ein Mitglied aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn ein triftiger Grund 
vorliegt. Ausschließungsgründe sind insbesondere grobe Verstöße gegen die Satzung und das Interesse des Vereins 
sowie gegen Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane. Gegen den Ausschluss kann das Mitglied innerhalb 
einer Frist von vier Wochen nach Zugang Widerspruch einlegen. Über den Widerspruch entscheidet dann die nächste 
Mitgliederversammlung. Die Entscheidung der Mitgliederversammlung ist endgültig. 
Führt die Änderung der Beitragsordnung zu einer durchschnittlichen Beitragserhöhung von mehr als 15%, so steht 
den Mitliedern unabhängig von der in § 4 Abs. 2 enthaltenen Kündigungsfrist das Recht zu, die Mitgliedschaft 



schriftlich zum Ende des Kalenderjahres zu kündigen. Diese Kündigung muss eine Begründung enthalten und dem 
Vorstand innerhalb einer Ausschlussfrist von einem Monat nach Bekanntgabe der Beitragserhöhung zugegangen 
sein. 
Nach Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen sämtliche Rechte und Pflichten gegenüber dem Verein. Das gilt nicht 
für etwaige Haftpflichtansprüche nach § 15 der Satzung. Gleichzeitig ist das ehemalige Mitglied automatisch aller 
bekleideten Ämter innerhalb des Vereins enthoben. 

§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Die Vereinsmitgliedschaft berechtigt das Mitglied, sich vom Verein gemäß der Vereinssatzung beraten zu lassen. 
Die Mitglieder sind verpflichtet, in ihren eigenen steuerlichen Belangen bei der Erfüllung des Vereinszwecks 
mitzuwirken, sie haben insbesondere ihre steuerlichen Unterlagen zu ordnen und vorzubereiten, sich rechtzeitig um 
ein Beratungstermin zu bemühen und erforderliche Rückfragen zügig zu erledigen. Die Mitglieder sind verpflichtet, 
bei einer Änderung des Wohnsitzes dem Verein ihre neue Anschrift unverzüglich mitzuteilen. 
2. Jedes Mitglied kann stimmberechtigt an der Mitgliederversammlung teilnehmen. 
3. Das Mitglied ist zur Beitragszahlung im Rahmen von § 7 der Satzung verpflichtet. 
4. Ein Anspruch auf Ausschüttung des Vereinsvermögens besteht nicht. 
 

§ 7 Mitgliedsbeitrag und Aufnahmegebühr 

Beim Eintritt in den Verein wird eine einmalige Aufnahmegebühr erhoben. Neufestsetzungen beschließt der 
Vorstand. Er kann die Aufnahmegebühr in Einzelfällen bzw. für bestimmte Gruppen von Mitgliedern ermäßigen 
oder erlassen.  
Es wird ein jährlicher Mitgliedsbeitrag erhoben, dessen Höhe der Vorstand bestimmt und er den Mitgliedern in 
geeigneter Weise bekannt gegeben wird. Zusammenveranlagte Mitglieder zahlen einen gemeinsamen Beitrag und 
nur eine Aufnahmegebühr; sie haften gesamtschuldnerisch. Ein Anspruch auf Leistung besteht nur dann, wenn alle 
fälligen Beiträge bezahlt sind, dies ist auf Verlangen nachzuweisen. Neben dem Mitgliedsbeitrag wird kein 
besonderes Entgelt erhoben. Der Mitgliedsbeitrag ist jeweils für ein Kalenderjahr zu entrichten und wird im Jahr des 
Vereinsbeitritts sofort, danach jeweils am 06. Februar zur Zahlung fällig. Einzelheiten regelt die Beitragsordnung.  
Der Mitgliedsbeitrag wird auch dann fällig, wenn die Leistungen des Vereins nicht in Anspruch genommen werden. 
Die Mitglieder sind verpflichtet, die zur Festsetzung des Beitrags notwendigen Angaben zu machen. 
Kosten für ein Finanzgerichtsverfahren nach dem Gerichtskostengesetz (GKG) sowie Kosen, die im Zusammenhang 
mit einem solchen Verfahren durch Inanspruchnahme von Leistungen Dritter (wie z.B. Steuerberater, Rechtsanwälte 
etc.) entstehen, sind durch das den Rechtsbehelf führende Mitglied selbst zu tragen. Gleiches gilt für Gebühren, die 
aufgrund der Einholung einer verbindlichen Auskunft nach § 89 Abs. 3-5 AO erhoben werden. Auf Antrag des 
Mitgliedes kann nach Entscheidung des Vorstands eine Kostenübernahme durch den Verein erfolgen. 

 

§ 8 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 9 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. Einem Organ des Vereins können nur 
Mitglieder des Vereins angehören. 
 

§ 10 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung hat mindestens einmal im Jahr stattzufinden. Sie wird vom dienstältesten Vorstand 
einberufen, bei dessen Verhinderung der nach ihm Dienstälteste. Die Einberufung hat schriftlich mit einer Frist von 
14 Tagen ab Aufgabe der Einladung bei der Post oder per Email unter Angabe der Tagesordnung, des Tagungsortes 
und des Zeitpunktes an die Mitglieder zu erfolgen. Gleichzeitig ist die Aufsichtsbehörde zu benachrichtigen. 
2. Der Vorstand hat innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts der 
Prüfungsfeststellungen der Geschäftsprüfung  (§ 13 Abs. 1 der Satzung) eine Mitgliederversammlung abzuhalten, in 
der insbesondere eine Aussprache über das Ergebnis der Geschäftsprüfung erfolgt und über die Entlastung des 
Vorstandes hinsichtlich seiner Geschäftsführung während des geprüften Geschäftsjahres erfolgt. 
3. Auf Verlangen von mindestens 20 % aller Mitglieder hat der Vorstand eine außerordentliche 
Mitgliederversammlung binnen einer Frist von 4 Wochen einzuberufen. 
4. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor der 
Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich die Ergänzung der Tagesordnung verlangen. Über Anträge auf 
Ergänzung der Tagesordnung, die in der Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die Versammlung. 
5. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden geleitet. Über Mitgliederversammlungen sind Protokolle 
anzufertigen und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 



6. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden, unbeschadet der Vorschriften des § 33 BGB 
(Satzungsänderung, Änderung des Vereinszwecks) mit einfacher Mehrheit der erschienenen Mitglieder gefaßt. Jede 
ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder, die 
Ihren Beitrag für das Jahr der Mitgliederversammlung gezahlt haben. Jedes Mitglied hat eine Stimme, die persönlich 
abzugeben und nicht übertragbar ist. 
7. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten ausschließlich zuständig: 

 Wahl und Abberufung von Vorstandsmitgliedern 
 Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes 
 Aussprache über das Ergebnis der Geschäftsprüfung 
 Entlastung des Vorstandes 
 Genehmigung von Verträgen, die der Verein mit Vorstandsmitgliedern oder deren nahen Angehörigen schließt 
 Beschlußfassung über die Änderung der Satzung und die Auflösung des Vereins 

 

§ 11 Vorstand  

 
Der Vorstand besteht aus zwei Personen 
 
Die Bestellung erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 8 Jahren. Der Vorstand bleibt 
bis zur Neuwahl im Amt. 
 
Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jedes Vorstandsmitglied vertritt allein. 
Bei Rechtsgeschäften mit einem Wert von mehr als EUR 10.000,-- sind mehrere Vorstandsmitglieder nur zu 
gemeinschaftlicher Vertretung befugt. 
 
Sofern der Vorstand aus zwei Personen besteht, ist Einstimmigkeit erforderlich. 
 
Der 1.Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und führt die vollständige und fortlaufende Aufzeichnung sämtlicher 
Einnahmen und Ausgaben und verwaltet das Vereinsvermögen. 
 
Der Vorstand ist verpflichtet, die jeweils gültigen Vorschriften des StBerG für LSTHVereine zu beachten.  
Insbesondere hat er dafür zu sorgen, dass: 
 

1. Eine sachgemäße Ausübung der Hilfeleistung in Steuersachen im Rahmen der Befugnis nach § 4 
Nr.11 StBerG sichergestellt ist. 

2. Für die Hilfeleistung in Steuersachen im Rahmen der Befugnis nach § 4 Nr.11 StBerG neben dem 
Mitgliedsbeitrag kein besonderes Entgelt erhoben wird. 

 

Weiterhin gehören zu den wichtigsten Aufgaben des Vorstandes: 

 

1. die sachgemäße Ausübung der Hilfeleistung in Steuersachen durch die Beratungsstellenleiter und 
aktiven Mitarbeiter/innen, 

2. die Eröffnung von Beratungsstellen und die Bestellung von Beratungsstellenleitern, 

3. das Aufstellen von Arbeitsrichtlinien für die Beratungsstellen, 

4. der Abschluss und die Kündigung von Beratungsstellenverträgen und Arbeitsverträgen 

5. die Mitteilung an die für den Sitz des Vereins und die für den Sitz der Beratungsstelle zuständige 
Oberfinanzdirektion über die Eröffnung und Schließung einer Beratungsstelle, die Bestellung oder 
Abberufung eines Beratungsstellenleiters sowie Mitteilung der Personen, deren sich der Verein bei 
der Hilfeleistung in Lohnsteuersachen bedient, 

6. die Bestellung von Geschäftsprüfern innerhalb 6 Monaten nach Beendigung eines 
Wirtschaftsjahres; zu Geschäftsprüfern können nur Personen und Gesellschaften bestellt werden, 
die nach § 3 StBerG zu unbeschränkter Hilfeleistung in Steuersachen befugt sind. Hierzu gehört 
auch die Durchführung der Prüfung innerhalb 6 Monaten nach Beendigung des Wirtschaftsjahres, 

7. die Zuleitung des Prüfungsberichts an die zuständige Aufsichtsbehörde innerhalb eines Monats 
nach dessen Erhalt, spätestens jedoch neun Monate nach Beendigung des Geschäftsjahres, 

8. die Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts der Prüfungsfeststellungen an die Mitglieder innerhalb 6 
Monaten nach Erhalt des Prüfungsberichts, 



9. die Vorbereitung und schriftliche Einberufung der Mitgliederversammlung innerhalb 3 Monaten 
nach Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts der Prüfungsfeststellungen an die Mitglieder sowie 
Aufstellung ihrer Tagesordnung, Die Einladung erfolgt per Brief, Übergabe oder Email, 

10. die Vorlage eines Geschäftsberichtes über die Entwicklung und die Lage des Vereins im 
Geschäftsjahr. 

 
Verträge zwischen dem Vorstand und den Vorstandsmitgliedern sowie deren Angehörigen bedürfen der Zustimmung 
oder Genehmigung der Mitgliederversammlung. 
 
Der Vorstand hat für seine Tätigkeit neben seinem Anspruch auf Ersatz aller Kosten, die in Wahrnehmung der 
satzungsgemäßen Aufgaben entstehen, auch Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Vergütung. 
 

Der Vorstand ist nicht von der Vorschrift des § 181 BGB befreit.  
 

Wird ein Vorstandsmitglied oder dessen Angehöriger Geschäftsführer oder Beratungsstellenleiter und vom Verein 
angestellt, so bedarf es über die Höhe der zuzahlenden Vergütung der Genehmigung durch die 
Mitgliederversammlung. 

Bei Tod oder vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes erfolgt eine Nachwahl auf der nächsten 
Mitgliederveersammlung. 
 

§ 12 Satzungsänderung 

1. Die Satzung kann nur in einer Mitgliederversammlung geändert werden, zu der mit dem besonderen Hinweis auf 
die beabsichtigte Änderung der Satzung eingeladen worden ist. Zur Änderung der Satzung bedarf es einer Mehrheit 
von ¾ der erschienenen Mitglieder. 
2. Zur Änderung des Vereinszwecks ist die Zustimmung aller Mitglieder erforderlich. Die Zustimmung der nicht 
erschienenen Mitglieder muß schriftlich erfolgen. 

 

§ 13 Verpflichtungen gegenüber der Aufsichtsbehörde 

Der Vorstand hat die sich aus dem Steuerberatungsgesetz ergebenden Verpflichtungen für den Verein gegenüber der 
Aufsichtsbehörde zu erfüllen. Dabei handelt es sich insbesondere um folgendes: 
1. Der Verein hat die Vollständigkeit und Richtigkeit der Aufzeichnungen und der Vermögensübersicht sowie die 
Übereinstimmung der tatsächlichen Geschäftsführung mit den satzungsmäßigen Aufgaben des Lohnsteuervereins 
jährlich von sechs Monaten nach Beendigung des Geschäftsjahres durch einen oder mehrere Geschäftsprüfer prüfen 
zu lassen. 
2. Zu Geschäftsprüfern können nur bestellt werden: 
a) Personen und Gesellschaften, die zu unbeschränkter Hilfeleistung in Steuersachen befugt sind, 
b) Prüfungsverbände, zu deren satzungsmäßigen Zweck die regelmäßige oder außerordentliche Prüfung der 
Mitglieder gehört, wenn mindestens ein gesetzlicher Vertreter des Verbandes Steuerberater, Steuerbevollmächtigter, 
Rechtsanwalt, Wirtschaftsprüfer oder vereidigter Buchprüfer ist. 
3. Personen, bei denen die Besorgnis der Befangenheit oder die Möglichkeit einer Interessen - Kollision besteht, 
insbesondere weil sie Vorstandsmitglieder, besondere Vertreter oder Angestellter des Vereins sind, können nicht 
Geschäftsprüfer sein. Das gilt auch für Personen, die den Verein organisatorisch oder wirtschaftlich beraten  oder 
unterstützen, die Mitglieder des Vereins betreuen oder dieses alles im Prüfungszeitraum getan haben oder die bei der 
Führung der Bücher oder Aufstellung der zu prüfenden Unterlagen mitgewirkt haben. 
4. Der Verein hat innerhalb eines Monats nach Erhalt des Prüfungsberichts, spätestens jedoch neun Monate nach 
Beendigung des Geschäftsjahres eine Abschrift hiervon der zuständigen Oberfinanzdirektion zuzuleiten und 
innerhalb von 6 Monaten nach Erhalt des Prüfungsberichts den wesentlichen Inhalt der Prüfungsfeststellungen den 
Mitgliedern schriftlich bekanntzugeben. 
5. Der Verein hat jede Satzungsänderung der zuständigen Aufsichtsbehörde innerhalb eines Monats nach der 
Beschlußerfassung anzuzeigen. Von bevorstehenden Mitgliederversammlungen ist sie spätestens 2 Wochen vorher 
zu unterrichten. 
6. Die Vertretungsberechtigten des Vereins haben den zuständigen Aufsichtsbehörden die für die Einrichtung oder 
Löschung im Verzeichnis der Lohnsteuerhilfevereine erforderlichen Angaben i.S. d. §§ 7 DVLStHV und 30 StBerG 
innerhalb von 2 Wochen mitzuteilen. 

§ 14 Beratung der Mitglieder 

1. Die Beratung der Mitglieder wird nur in Beratungsstellen i.S. d. § 23 StBerG ausgeübt. 
2. Die Hilfeleistung in Lohnsteuersachen wird nur durch Personen ausgeübt, die einer Beratungsstelle angehören. 
Alle Personen, deren sich der Verein bei der Hilfeleistung in Lohnsteuersachen bedient, sind zur Einhaltung der in 



dieser Satzung bezeichneten Pflichten angehalten. Für jede Beratungsstelle wird ein Leiter bestellt; er darf 
gleichzeitig nur eine weitere Beratungsstelle leiten. Der Beratungsstellenleiter übt die Fachaufsicht über die in der 
Beratungsstelle tätigen Personen aus. Der Lohnsteuerhilfeverein muss in dem Aufsichtsbezirk, in dem er seinen Sitz 
hat, mindestens eine Beratungsstelle unterhalten. 
3. Zum Leiter einer Beratungsstelle dürfen neben Personen, die zur unbeschränkten Hilfeleistung in Steuersachen 
befugt sind (z.B. Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer), nur solche Personen 
bestellt werden, die ihre Qualifikation durch eine einschlägige dreijährige Tätigkeit (§ 23 Abs. 3 Nr. 2 und 3 StBerG) 
nachgewiesen haben. Wer sich so verhalten hat, daß die Besorgnis begründet ist, er werde die Pflichten des 
Lohnsteuerhilfevereins nicht erfüllen, darf nicht als Beratungsstellenleiter bestellt werden. 
4. Die Hilfeleistung in Lohnsteuersachen wird sachgemäß, gewissenhaft, verschwiegen und unter Einhaltung der in 
der WerbeVOStBerG enthaltenen Bestimmungen ausgeübt.  
5. Die Handakten eines Mitglieds über die Hilfeleistung in Steuersachen im Rahmen der Befugnis nach § 4 Nr. 11 
StBerG werden nach Abschluss der Tätigkeit des Vereins in der Steuersache des Mitglieds auf die Dauer von zehn 
Jahren in der örtlichen Beratungsstelle oder auf Verlangen des Vorstands am Sitz des Vereins aufbewahrt. Die 
Verpflichtung zur Aufbewahrung der Handakte in Empfang zu nehmen und das Mitglied dieser Aufforderung binnen 
sechs Monaten, nachdem es sie erhalten hat, nicht nachgekommen ist. Solange der Verein zur Rückgabe der 
Handakte nicht verpflichtet ist, kann ein Mitglied Abschriften von Teilen der Handakte nur gegen Erstattung der 
Auslagen verlangen. Der Verein ist zur Erfüllung des Vereinszwecks berechtigt, die Daten seiner Mitglieder 
elektronisch zu speichern. 

§ 15 Haftungsausschluß, Haftpflichtversicherung 

1. Bei der Hilfeleistung in Lohnsteuersachen für die Mitglieder kann die Haftung des Vereins für das Verschulden 
seiner Organe und Angestellten nicht ausgeschlossen werden. 
2. Für die sich aus der Hilfeleistung in Lohnsteuersachen ergebenden Haftpflichtgefahren (z.B. Beratungsfehler, 
Verlust an Bearbeitungsunterlagen) schließt der Verein eine Vermögensschaden - Haftpflichtversicherung in 
angemessener Höhe ab. Zuständige Stelle i.S d. § 158 c Abs. 2 des Gesetzes über den Versicherungsvertrag ist die 
Oberfinanzdirektion. 
3. Beabsichtigen Mitglieder, Schadenersatzansprüche gegenüber dem Verein geltend zu machen, so hat zunächst eine 
schriftliche Anzeige des Sachverhalts und der daraus entstandenen Schäden gegenüber dem Vorstand des Vereins zu 
erfolgen. Eine Klage vor den ordentlichen Gerichten ist erst dann zulässig, wenn der Verein auf die schriftliche 
Anzeige des Schadens nicht binnen einer Frist von 6 Wochen reagiert hat oder die Regulierung des Schadens 
ablehnt. 
4. Der Anspruch des Mitglieds auf Schadenersatz aus dem zwischen ihm und dem Verein bestehenden 
Rechtsverhältnis verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der Anspruch entstanden ist. 

 

§ 16 Auflösung des Vereins, Liquidation 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck gesondert einberufenen Mitgliederversammlung 
beschlossen werden.  Hierzu bedarf es einer  ¾ Mehrheit der erschienenen Mitglieder. Der Verein kann jedoch nicht 
aufgelöst werden, wenn mindestens 7 der anwesenden Mitglieder der Auflösung widersprechen. 
2. Falls die Mitgliederversammlung nicht anders beschließt, sind der 1. und 2. Vorsitzende gemeinsam 
vertretungsberechtigte Liquidatoren. 
3. Über die Verwendung des Vereinsvermögens entscheidet die Mitgliederversammlung. 

 

§ 17 Gerichtsstand 

Gerichtsstand und Erfüllungsort ist der Sitz des Vereins in Aschaffenburg. Dieser Gerichtsstand gilt auch und 
besonders für das Mahnverfahren gemäß §§ 688 ff. ZPO. 
 

§ 18 Schlußbestimmungen 

Sollten Teile dieser Satzung unwirksam sein oder werden, so berührt das nicht die Wirksamkeit der übrigen 
Satzungsteile. 
 
 
 
 
Stand September 2024 


